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Einleitung



Konzessionen

Verleihung des Rechts zur Ausübung einer monopolisierten Tätigkeit 
oder zur Sondernutzung einer öffentlichen Sache.

1. Begriff

2. Rechtsnatur
Mitwirkungsbedürftige Verfügung oder verwaltungsrechtlicher Vertrag 
(gemischter Akt).

3. Einräumung eines wohlerworbenen Rechts

4. Anspruch auf Erteilung der Konzession?

5. Pflichten des Konzessionärs
Ausübungspflicht, Abgabepflicht, weitere Pflichten

6. Beendigung und Übertragbarkeit

Ablauf (Sondernutzungskonzessionen sind stets zu befristen: 
BGE 145 II 140,152), Rückkauf, Verwirkung, Verzicht, Enteignung, Übertragung 
(eingeschränkt, vgl. BGE 132 II 485 ff.)

7. Verfahren

Ausschreibung (Kantone, vgl. Art. 2 Abs. 7 BGBM)
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Konzessionen

Konzession zur Ausnützung der Wasserkraft des Arnibachs, Tal der
Waldemme, Gemeinde Giswil vom 11. Dezember 2007 (752.54)

Art. 1 Umfang der Konzession […]

Art. 2 Dauer der Konzession […]

Art. 3 Beendigung der Konzession
1 Die Konzession erlischt:

a. wenn die Konzessionsnehmerinnen darauf verzichten;
b. nach Ablauf der Dauer, wenn sich die Konzessionsnehmerinnen nicht für

eine neue Konzession beworben haben;
c. wenn ein höheres öffentliches Interesse einer weiteren Nutzung der

Wasserkraft des Arnibachs entgegensteht.

2 Die Konzession wird verwirkt:
a. wenn die Konzessionsnehmerinnen wichtige Pflichten trotz Mahnung

gröblich verletzen;
b. wenn die Anlage während zwei Jahren ununterbrochen nicht betrieben wird,

es sei denn, die Ursache für den Unterbruch nicht von den Konzessions-
nehmerinnen zu verantworten ist. […]

Konzession Arnibach (OW)



Konzessionen

Art. 4 Übertragung der Konzession
1 Jede Übertragung der Konzession auf einen Rechtsnachfolger oder einen
Dritten bedarf der Zustimmung des Regierungsrats.

2 Dem Kanton Obwalden wird im Falle einer beabsichtigten Übertragung an
einen Dritten ein Vorkaufsrecht an den Anlagen eingeräumt.

Art. 5 Restwasser […]

Art. 6 Bau- und Unterhaltspflichten […]

Art. 7 Bau- und Unterhaltspflichten an den Fliessgewässern […]

Art. 8 Starkstrominspektorat […]

Art. 9 Zutrittsrecht […]

Art. 10 Haftung […]

Art. 12 Vorbehalt der Gesetzgebung […]

Neue Bestimmungen der künftigen eidgenössischen und kantonalen Gesetzgebung
bleiben vorbehalten.

Art. 13 Konzessionsgebühr […]

Art. 14 Streitigkeiten aus dem Konzessionsverhältnis […]

Konzession Arnibach (OW) 



Konzessionen

Die Gesetzgebung über den Eisenbahnverkehr, die Seilbahnen, die
Schifffahrt sowie über die Luft- und Raumfahrt ist Sache des Bundes.

Art. 87 BV (Eisenbahnen und weitere Verkehrsträger)

1 Dieses Gesetz regelt die dem Regal unterstehende Personen-
beförderung.
2 Das Personenbeförderungsregal umfasst die regelmässige und ge-
werbsmässige Personenbeförderung auf Eisenbahnen, auf der Strasse
und auf dem Wasser sowie mit Seilbahnen, Aufzügen und anderen
spurgeführten Transportmitteln.

Art. 1 PBG (Geltungsbereich)



Konzessionen

1 Der Bund kann Unternehmen nach Anhörung der betroffenen Kantone für die
gewerbsmässige Beförderung von Reisenden mit regelmässigen Fahrten Per-
sonenbeförderungskonzessionen (Konzessionen) erteilen. (…)

Art. 6 Personenbeförderungskonzessionen

1 Das um eine Konzession oder Bewilligung ersuchende Unternehmen muss über
die für die Benützung der Verkehrswege und Haltestellen erforderlichen Be-
willigungen verfügen. (…)
2 Das Unternehmen muss nachweisen, dass:

a) Das im Konzessions- oder Bewilligungsgesuch beantragte Verkehrsange-
bot im Binnenverkehr zweckmässig und wirtschaftlich erbracht werden
kann;

b) Zum bestehenden Angebot anderer Transportunternehmen keine volks-
wirtschaftlich nachteiligen Wettbewerbsverhältnisse entstehen oder eine
wichtige neue Verkehrsverbindung eingerichtet wird;

c) Es die arbeitsrechtlichen Vorschriften einhält und die Arbeitsbedingungen
der Branche gewährleistet. (…)

Art. 9 Voraussetzungen für die Erteilung, den Entzug und den 
Widerruf von Konzessionen und Bewilligungen



Bewilligungen

Erlaubnis des Gemeinwesens zu einer bestimmten Tätigkeit, oft zum 
Schutz polizeilicher Interessen

1. Begriff

2. Rechtsnatur und Arten
Verfügung (Polizeibewilligung, Ausnahmebewilligung, 
wirtschaftspolizeiliche Bewilligung, gesteigerter Gemeingebrauch)

3. Keine Einräumung eines wohlerworbenen Rechts

4. (Oft) Anspruch auf Erteilung der Bewilligung 

5. Pflichten
Keine Ausübungspflicht. Einhaltung Voraussetzungen u. Auflagen

6. Beendigung und Übertragbarkeit
Ablauf, Verzicht oder Widerruf. Keine Übertragbarkeit, wenn von 
persönlichen Votraussetzungen abhängig.

7. Verfahren

Verwaltungsverfahren, meist Gesuchstellung



Polizeibewilligung

Anwaltsgesetz vom 14. Februar 2006  (BR 310.100)



Ausnahmebewilligung



Wirtschaftspolitische Bewilligung

Bundesgesetz vom 18. März 1994 über die Krankenversicherung 

(KVG, SR  SR 832.10)



Gesteigerter Gemeingebrauch



Gesteigerter Gemeingebrauch

Begriffs-
elemente

Bewilligungs-
pflicht

Abgabepflicht

Schlichter 
Gemeingebrauch

Bestimmungs-
gemäss und
gemeinverträglich

Bewilligungsfrei Zwar unentgeltlich 
aber
Kontrollgebühr 
zulässig 

Gesteigerter 
Gemeingebrauch

Nicht 
bestimmungs-
gemäss oder nicht 
gemeinverträglich

Kann bewilligungs-
pflichtig erklärt 
werden

Benutzungs-
gebühr zulässig

Sondernutzung Nicht 
bestimmungs-
gemäss und
ausschliessend

Konzessions-
pflichtig

Konzessions-
gebühr



Konzessionen und Bewilligungen

Rechtsnatur
Anspruch auf 

Erteilung

Begründung 
wohlerworbener 

Rechte

Bewilligungen Verfügung

Polizeierlaubnis Ja Nein

Ausnahmebewilligung Teils Nein

Wirtschaftspolitische 
Bewilligung

Nein Nein

Bewilligung zum 
gesteigerten 
Gemeingebrauch

Bedingt Nein

Konzessionen Verfügung/Vertrag

Monopolkonzession Nein Ja

Sondernutzungs-
konzession

Nein Ja



Meldepflichten

Meldung einer bestimmten Tätigkeit, damit das Gemeinwesen bei 
Bedarf intervenieren kann (Kontrollinstrument)

1. Begriff

2. Rechtsnatur
Blosse Meldung, Kenntnisnahme der Behörde (Realakt), z.T. als eine 
Art "kleine Schwester" der Bewilligung

3. Tätigkeit wird auf Zusehen hin toleriert

4. Anspruch auf Aufnahme der Tätigkeit

5. Pflichten

Einhaltung gesetzlicher Vorgaben

6. Beendigung und Übertragbarkeit

Zulässig bis zur Intervention der Behörden. Kaum Übertragung (kein eigentliches 
Recht), sondern i.d.R. neue Meldung

7. Kein formalisiertes Verfahren



Meldepflichten

- Tätigkeitsaufnahme nach Meldung?

- Passivität der Behörde = Bewilligung? Fristen?

- Verletzung der Meldepflicht = Rechtswidrigkeit der Tätigkeit?



Regulierungsfragen

- Wie ist die Rechtsnatur einer Bewilligung / Konzession zum 

Ausdruck zu bringen (verwendeter Begriff, "kein Anspruch", Kann-

Bestimmung, Pflicht zur Ausübung etc.)?

- Wie werden der subjektive und objektive Anwendungsbereich 

umschrieben?

- Wie werden die Voraussetzungen umschrieben?

- Wie werden die Rechtsfolgen geregelt (wohlerworbene Rechte 

etc.)

- Werden Regeln für die Übertragbarkeit aufgestellt?

- Werden Regeln für das Erlöschen aufgestellt (Zeitablauf, Verzicht, 

Nichtverwendung)?

- Werden Rechtsverstösse geregelt (Sanktonen)? Ist der Widerruf 

explizit geregelt?

- Was wird allenfalls noch auf Verordnungsstufe geregelt (detaillierte 

Gesuchsunterlagen etc.)?

- Wie wird den Unsicherheiten der Meldepflichten Rechnung 

getragen?


